
 Spendenantrag 

 Morgen  

 kann kommen. 

 Wir machen den Weg frei. 

aus Mitteln der VR-Gewinnspargemeinschaft e.V. der Volksbanken und Raiffeisenbanken.

Antragssteller (Verein/Insitution)

Ansprechpartner

Telefon

Bank

Spendenempfänger

Anschrift (Straße, PLZ, Ort)

E-Mail

IBAN

Beschreibung Ihrer geplanten oder durchgeführte Maßnahmen (Projekt oder Anschaffung) *

Investitionsbetrag Voraussichtlicher Umsetzungstermin

* Die Spenden aus den Mitteln der VR-Gewinnspargemeinschaft e.V. werden ausschließlich zur Finanzierung konkreter Projekte vergeben. Bitte beachten Sie, dass  
die Umsetzung im Jahr der Spende, bzw. zeitnah bei Spenden zum Jahreswechsel, erfolgen muss. Nach Umsetzung sind die Projektkosten unaufgefordert in Form von 
Rechnungen zu belegen. Eine unterschriebene Zuwendungsbestätigung mit Verwendungszweck muss vorliegen. 

Ja Nein

Über die Spendenvergabe sowie die genaue Höhe der Spende entscheidet die Volksbank Emstal eG.

Jeder Antragssteller kann sich max. ein Mal in zwei Jahren um eine Spende bewerben.

Wir stehen in einer aktiven Geschäftsbeziehung mit der Volksbank Emstal eG:

Wir erfüllen die auf der Seite 2 definierten Spendenvoraussetzungen und versichern, dass die Spenden der Maßnahme oder dem Vereinszweck unmit-
telbar und in voller Höhe zufließen. Auch haben wir davon Kenntnis genommen, dass die Spende, falls sie nicht bestimmungsgemäß verwendet wird, 
von uns zurückerstattet werden muss.

Unser Spendenantrag zahlt auf folgendes Ziel für eine nachhaltige Entwicklung der UN (Sustainable Developement Goals (kurz SDG) ein:

Ort, Datum Unterschrift



aus Mitteln der VR-Gewinnspargemeinschaft e.V. der Volksbanken und Raiffeisenbanken. 

 Voraussetzungen  

 für Spenden 

Aus dem Reinertrag des Gewinnsparens dürfen nur gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung (§§ 51 - 54 AO) gefördert werden.
Gemeinnützige Zwecke nach § 52 AO sind gegeben, wenn der Zweck darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu 
fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zu Gute kommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel Zuge-
hörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, dauernd 
nur klein sein kann.
Daraus folgt, dass insbesondere Einzelpersonen, einzelne Familien, Firmenbeschäftigte und durch räumliche oder berufliche Merkmale geprägte Kleingruppen  
nicht gefördert werden dürfen. Ein fest abgeschlossener Kreis von Personen nur dann, wenn nachhaltig gefördert wird, d. h. auch nachfolgende Personen einen Nutzen 
von der Anschaffung haben können (z.B.: Spielzeug einer Kindergartengruppe, Trikots einer Fußballmannschaft, etc.) Keine Förderung z. B.: Klassenfahrt, Ausflüge, Ein-
trittsgelder, Haushalts- und Reinigungsgeräte, Sanitäranlagen, Gründung von Schülergenossenschaften (Gründungskapital und Dauerförderung von Dienstleistungs-
pauschalen), Solar-/Photovoltaikanlagen sowie auch Balkonkraftwerke, Lampen, Leuchtmittel (außer: Flutlichtanlage, Strahler zum Anstrahlen von besonderen Gebäuden 
und Ausstellungsgegenstände sowie Spots für Bühnen), Weihnachtsbeleuchtung und reines Dekomaterial.
Eine Förderung von Dauerzuwendungen, Personalkosten des Antragstellers, Unterhaltungs-, Verwaltungs-, Verbrauchs- und Nebenkosten, Instandhaltungskosten und 
Baumaßnahmen (Ausnahme: Denkmalschutz und Barrierefreiheit; Reparatur/Instandhaltung von Musikinstrumenten und Sportgeräten), Pflichtaufgaben öffentlicher Träger 
und gewerblichen oder eigenwirtschaftlichen Zwecken des Empfängers kommt aufgrund des Fehlens der Gemeinnützigkeit ebenfalls nicht in Betracht. 

Förderfähig sind grundsätzlich die in § 52 AO aufgeführten Zwecke. Dies sind beispielsweise die Förderung von: Wissenschaft und Forschung, Bildung und Erziehung, 
Kunst und Kultur, Jugend-, Behinderten-, und Altenhilfe, Sports, Heimatpflege und Heimatkunde, Landschafts- und Denkmalschutz, Religion und Völkerverständigung.
Eine Förderung von mildtätigen (§ 53 AO) und kirchlichen Zwecke (§ 54 AO) ist ebenfalls möglich; erfolgt allerdings in der gängigen Praxis eher selten.
Der Werbecharakter des Veranstalters darf nicht in den Vordergrund treten und einem Sponsoring gleichkommen. Hinweise auf den Veranstalter und die teilnehmenden 
Banken sind zulässig, jedoch im Verhältnis zum Projekt in deutlich untergeordneter Form.

Auszug aus der Abgabenordnung
Dritter Abschnitt: Steuerbegünstigte Zwecke, §§ 51 - 54
§ 51 Allgemeines
Gewährt das Gesetz eine Steuervergünstigung, weil eine Körperschaft ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke (steuerbegüns-
tigte Zwecke) verfolgt, so gelten die folgenden Vorschriften. Unter Körperschaften sind die Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen im Sinne des
Körperschaftssteuergesetzes zu verstehen
§ 52 Gemeinnützige Zwecke
(1) Eine Körperschaft verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbst-
los zu fördern. Eine Förderung der Allgemeinheit ist nicht gegeben, wenn der Kreis der Personen, dem die Förderung zugute kommt, fest abgeschlossen ist, zum Beispiel 
Zugehörigkeit zu einer Familie oder zur Belegschaft eines Unternehmens, oder infolge seiner Abgrenzung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen Merkmalen, 
dauernd nur klein sein kann. Eine Förderung der Allgemeinheit liegt nicht allein deswegen vor, weil eine Körperschaft ihre Mittel einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts zuführt.
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 sind als Förderung der Allgemeinheit anzuerkennen:
1. die Förderung von Wissenschaft und Forschung; 2. die Förderung der Religion; 3. die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen
Gesundheitspflege, insbesondere die Verhütung und Bekämpfung von übertragbaren Krankheiten, auch durch Krankenhäuser im Sinne des § 67, und von Tierseuchen; 4. 
die Förderung der Jugend- und Altenhilfe; 5. die Förderung von Kunst und Kultur; 6. die Förderung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege; 7. die Förderung der
Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe; 8. die Förderung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, des Umweltschutzes, des Küstenschutzes und des Hochwasserschutzes; 9. die Förderung des
Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung), ihrer
Unterverbände und ihrer angeschlossenen Einrichtungen und Anstalten; 10. die Förderung der Hilfe für politisch, rassisch oder religiös Verfolgte, für Flüchtlinge, Ver-
triebene, Aussiedler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschädigte und Kriegsgefangene, Zivilbeschädigte und Behinderte sowie Hilfe für Opfer 
von Straftaten; Förderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und Katastrophenopfer; Förderung des Suchdienstes für Vermisste; 11. die Förderung der Rettung aus 
Lebensgefahr; 12. die Förderung des Feuer-, Arbeits-, Katastrophen- und Zivilschutzes sowie der Unfallverhütung; 13. die Förderung internationaler Gesinnung, der 
Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens; 14. die Förderung des Tierschutzes; 15. die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit; 
16. die Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz; 17. die Förderung der Fürsorge für Strafgefangene und ehemalige Strafgefangene; 18. die Förde-
rung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern; 19. die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie; 20. die Förderung der Kriminalprävention; 21. die Förderung 
des Sports (Schach gilt als Sport); 22. die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde; 23. die Förderung der Tierzucht, der Pflanzenzucht, der Kleingärtnerei, des 
traditionellen Brauchtums einschließlich des Karnevals, der Fastnacht und des Faschings, der Soldaten- und Reservistenbetreuung, des Amateurfunkens, des Modellflugs 
und des Hundesports; 24. die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Geltungsbereich dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur 
bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den kommunalpolitischen Bereich beschränkt sind; 25. die Förderung des bürgerschaftlichen 
Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke.
§ 53 Mildtätige Zwecke
Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, Personen selbstlos zu unterstützen, 1. die infolge ihres körperlichen, geistigen oder
seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind oder 2. deren Bezüge nicht höher sind als das Vierfache des Regelsatzes der Sozialhilfe im Sinne des § 28 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch; beim Alleinstehenden oder Haushaltsvorstand tritt an die Stelle des Vierfachen das Fünffache des Regelsatzes. Dies gilt nicht für 
Personen,deren Vermögen zur nachhaltigen Verbesserung ihres Unterhalts ausreicht und denen zugemutet werden kann, es dafür zu verwenden. Bei Personen, deren 
wirtschaftliche Lage aus besonderen Gründen zu einer Notlage geworden ist, dürfen die Bezüge oder das Vermögen die genannten Grenzen übersteigen. Bezüge im Sinne 
dieser Vorschrift sind a) Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes und b) andere zur Bestreitung des Unterhalts bestimmte oder geeignete Bezüge, 
die der Alleinstehende oder der Haushaltsvorstand und die sonstigen Haushaltsangehörigen haben. Zu den Bezügen zählen nicht Leistungen der Sozialhilfe, Leistungen 
zur Sicherung des Lebensmittelunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und bis zur Höhe der Leistungen der Sozialhilfe Unterhaltsleistungen an Personen, die 
ohne die Unterhaltsleistungen sozialhilfeberechtigt wären, oder Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
hätten. Unterhaltsansprüche sind zu berücksichtigen.
§ 54 Kirchliche Zwecke
(1) Eine Körperschaft verfolgt kirchliche Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, selbst-
los zu fördern. (2) Zu diesen Zwecken gehören insbesondere die Errichtung, Ausschmückung und Unterhaltung von Gotteshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die
Abhaltung von Gottesdiensten, die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdigung und die Pflege des Andenkens der Toten, ferner die
Verwaltung des Kirchenvermögens, die Besoldung der Geistlichen, Kirchenbeamten und Kirchendiener, die Alters- und Behindertenversorgung für diese Personen und die
Versorgung ihrer Witwen und Waisen. 

Nicht erlaubt sind z.B. Spenden auch teilweise für:
Spenden ins Ausland bzw. Außerhalb des Geschäftsgebietes der Volksbank Emstal eG; Honorare, die aus den Verwaltungskosten eines Vereins laufend zu zahlen sind;
Mitgliedsbeiträge, sonstige Mitgliedsumlagen oder Aufnahmegebühren; Sponsoring; Laufende Kosten, die eine gemeinnützige Institution für Ihre Existenz benötigt; 
Sucht- und Gewaltpräventionsmaßnahmen an Schulen (Pflichtaufgabe Träger bzw. Aufgabe der Polizei)


